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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (21. Ausschuß) 


a) zu dem Antrag der Abgeordneten Müller (Düsseldorf), Schäfer (Offenburg), 
Ganseforth, Dr. Hartenstein, Dr. Hauchler, Ibrügger, Bachmaier, Blunck, 

Jung (Düsseldorf), Kiehm, Lennartz, Müller (Schwei nfurt), Reschke, Reuter, 
Schanz, Schmidt (Salzgitter), Schütz, Dr. Sperling, Stahl (Kempen), Dr. Wernitz, 
Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 

- Drucksache 11/2939 - 

Schutz der Ozonschicht 

b) zu dem Entschließungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN 

- Drucksache 11/3096 - 

zum Gesetzentwurf der Bundesregierung 

- Drucksachen 11/2676, 11/3093 - 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Montrealer Protokoll vom 16. September 1987 
über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen 

c) zum Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über Stoffe, 
die zu einem Abbau der Ozonschicht führen 

- KOM(90) 3 endg. - 
»Rats-Dok. Nr. 4451/90« 

- Drucksache 11/7499, Nr. 2.17 - 


A. Problem 

Der erste Antrag beruht auf der Erkenntnis, daß es sich bei Aus- 
dünnung der Ozonschicht um ein globales Problem handelt, 
dessen Auswirkungen die gesamte Menschheit treffe. Die bis- 
her bereits Unterzeichneten internationalen Abkommen seien 
noch unzureichende Maßnahmen im Sinne des Vorsorgeprin- 
zips. Es seien darüber hinausgehende Maßnahmen sowohl na- 
tional als auch international erforderlich. Hierzu werden aus- 
führliche Vorschläge dargelegt. 

Der zweite Antrag erstrebt ebenfalls eine Verschärfung der in- 
ternational festgeschriebenen Reduktionsziele für ozonschicht- 
schädigende Substanzen, insbesondere des FCKW. Im Interesse 
der Glaubwürdigkeit der Bundesrepublik Deutschland solle 
eine drastische FCKW-Reduzierung national erfolgen. 
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Der Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates tritt eben- 
falls für eine Verschärfung der auf internationaler Ebene be- 
reits vereinbarten Reduktionsziele ein, weil neuere wissen- 
schaftliche Erkenntnisse eine solche Verschärfung erfordern. 
Auf der Grundlage dieser wissenschaftlichen Erkenntnis und 
dem erklärten politischen Willen unterbreitet die Kommission 
in dieser Vorlage einen Vorschlag zur Änderung der entspre- 
chenden EG-Verordnung. 


B. Lösung 

Kenntnisnahme des Vorschlags für eine Verordnung über Stof- 
fe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen, und Annahme 
einer Beschlußempfehlung der Koalitionsfraktionen mit den 
darin vorgesehenen Zielvorstellungen und Maßnahmen zur 
Reduktion des Verbrauchs zahlreicher ozonschichtschädigen- 
der Stoffe im internationalen Bereich sowie im Bereich der EG. 

Die Anträge Drucksache 11/2939 und Drucksache 11/3096 wer- 
den für erledigt erklärt. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. 

Nach Kenntnisnahme des anliegenden Vorschlags für eine 
Verordnung (EWG) des Rates über Stoffe, die zu einem Abbau 
der Ozonschicht führen, 

folgende Entschließung anzunehmen: 

Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß es auf internationaler 
Ebene auf der 2. Vertragsstaatenkonferenz zum Montrealer 
Protokoll im Juni 1990 in London gelungen ist, die im Bundes- 
tagsbeschluß vom 9. März 1989 als notwendig erachtete Reduk- 
tion der FCKW und Halone im wesentlichen umzusetzen. Der 
Deutsche Bundestag ist jedoch der Auffassung, daß darüber 
hinaus - entsprechend den Empfehlungen der Enquete- 
Kommisson „Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre" in ih- 
rem dritten Bericht - weitere Maßnahmen zur Reduktion der 
Fluorchlorkohlenwasserstoffe (FCKW), der Halone sowie wei- 
terer ozonschädlicher Verbindungen ergriffen werden müssen, 
die den Ozonabbau in der Stratosphäre verursachen und dar- 
über hinaus zu 20 Prozent zum zusätzlichen Treibhauseffekt 
beitragen. 

Internationale Maßnahmen 

Die Bundesregierung wird ersucht, sich im Rahmen einer im 
Jahr 1992 anzuberaumenden 3. Vertragsstaatenkonferenz - un- 
ter Berücksichtigung der dann vorliegenden oder geplanten 
Übereinkommen in anderen Regelungsbereichen zur Eindäm- 
mung des Treibhauseffektes - mit Nachdruck für eine Novel- 
lierung beziehungsweise sofortige Umsetzung bereits be- 
schlossener Vereinbarungen des im Juni 1990 auf der 2. Ver- 
tragsstaatenkonferenz überarbeiteten Montrealer Protokolls 
einzusetzen und folgende Ziele zu verfolgen: 

— eine weltweite Verbrauchs- und Produktionseinstellung für 
alle vollhalogenierten FCKW, alle Halone sowie die Ver- 
bindungen Tetrachlorkohlenwasserstoff und Methylchloro- 
form spätestens bis zum Jahr 1997, 

— den Einbezug der bisher im Montrealer Protokoll nicht ge- 
regelten teilhalogenierten FCKW (H-FCKW) mit dem Ziel, 
den Verbrauch und die Produktion dieser ebenfalls ozon- 
schädigenden und klimarelevanten Verbindungen welt- 
weit bis spätestens zum Jahr 2005 einzustellen, 

— befristeter und begrenzter Einsatz der klimawirksamen 
FKW (Fluorkohlenwasserstoffe) nur dann, falls und solange 
nachweislich weder ein ozon- und klimaunschädlicherer 
Ersatzstoff großtechnisch (befristeter Erlaubnisvorbehalt) 
noch eine Ersatztechnologie oder ein Ersatzverfahren ver- 
fügbar sind, 

— Beseitigung der derzeit noch geltenden Ausnahmeregelun- 
gen für Entwicklungsländer. Dies soll dadurch erreicht wer- 
den, daß durch die Industrieländer sichergestellt wird, daß 
Ersatzstoffe und -technologien auch in Drittländern zeit- 
gleich wie in den Industrieländern zur Verfügung gestellt 
werden und die Mehrkosten, die den Entwicklungsländern 
bei der Einhaltung der Protokollregelungen entstehen, 
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durch finanzielle Unterstützung durch die Industrieländer 
gedeckt werden, 

— eine erhebliche Ausweitung des Finanzvolumens des auf 
der 2. Vertragsstaatenkonferenz errichteten multilateralen 
Fonds zur Unterstützung der Entwicklungsländer auf 2 Mil- 
liarden DM. Die Mittel sollen dazu verwandt werden, den 
Technologietransfer von FCKW-freien Ersatzstoffen und 
Ersatztechniken zu finanzieren, die entsprechende Ausrü- 
stung bereitzustellen und Expertisen für die Umstellung an- 
zufertigen, 

— zur Mittelerweiterung des Fonds und zum Anreiz für einen 
schnelleren Ausstieg aus Produktion und Verbrauch ozon- 
schädlicher Stoffe ist die Einführung einer Abgabe für die 
Herstellung und den Verbrauch der FCKW, Halone und für 
alle H-FCKW anzustreben. Es wird vorgeschlagen, auf jedes 
produzierte Kilogramm FCKW und Halon eine Abgabe in 
Höhe von 10 DM und für jedes Kilogramm teilhalogenierter 
H-FCKW eine Abgabe in Höhe von 5 DM vorzusehen, 

— Regelungen über eine staatliche Kontrolle der Produktions- 
und Verbrauchszahlen sowie über eine effektive, von der 
Öffentlichkeit nachvollziehbaren Kontrolle der erzielten 
Reduktionsquoten sind festzulegen, 

— Festlegung der im Montrealer Protokoll vorgesehenen Liste 
von Produkten, die mit ozonschädigenden Stoffen herge- 
stellt worden sind und die gemäß den Regelungen des Mon- 
trealer Protokolls unter ein Importverbot fallen sollen, 

— weltweite Kennzeichnung aller Roh-, Zwischen- und End- 
produkte, die ozonschädigende Stoffe enthalten oder mit ih- 
nen hergestellt wurden. 

Maßnahmen in den Europäischen Gemeinschaften 

Der Deutsche Bundestag sieht es sowohl zum Schutz der Ozon- 
schicht als auch zur Eindämmung des zusätzlichen Treibhaus- 
effektes als notwendig an, daß die weltweit als erforderlich an- 
gesehenen Reduzierungsquoten innerhalb der EG unabhängig 
von den internationalen Vereinbarungen erreicht werden. Dies 
bedeutet, daß 

— der Vorschlag einer Verordnung des Rates über Stoffe, die 
zu einem Abbau der Ozonschicht führen, der unter anderem 
eine Produktions- und Verbrauchseinstellung aller FCKW 
bis zum Jahr 1997 vorsieht, umgehend verabschiedet und 
umgesetzt wird, 

— in dem Verordnungsentwurf die Regelungen bezüglich der 
Halone und der Verbindungen Methylchloroform und Te- 
trachlorkohlenstoff weiter verschärft werden sowie diese 
Stoffe von Ende des Jahres 1997 an nicht mehr produziert 
und verbraucht werden dürfen, 

— die teilhalogenierten H-FCKW in die Verordnung aufge- 
nommen werden, mit dem Ziel, den Verbrauch und die Pro- 
duktion dieser ebenfalls ozonschädigenden und klimarele- 
vanten Verbindungen innerhalb der EG bis spätestens zum 
Jahr 2005 einzustellen, 

— befristeter und begrenzter Einsatz der klimawirksamen 
FKW (Fluorkohlenwasserstoffe) nur dann, falls und solange 
nachweislich weder ein ozon- und klimaunschädlicherer 
Ersatzstoff großtechnisch (befristeter Erlaubnisvorbehalt) 
noch eine Ersatztechnologie oder ein Ersatzverfahren ver- 
fügbar sind, 
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— sich die EG in den Verhandlungen im Rahmen einer 1992 
anzuberaumenden 3. Vertragsstaatenkonferenz zur Über- 
prüfung des Montrealer Protokolls nachdrücklich für die 
von der Enquete-Kommission vorgeschlagenen internatio- 
nalen Maßnahmen einsetzt, 

— für den Fall, daß auf internationaler Ebene eine Verzöge- 
rung bei der Einführung der Abgabe für die Herstellung der 
FCKW und Halone in Höhe von 10 DM pro Kilogramm und 
für alle H-FCKW in Höhe von 5 DM pro Kilogramm eintritt, 
diese in der EG spätestens 1992 einzuführen ist und zu prü- 
fen ist, ob Abgaben auch auf andere, in der Stratosphäre 
ozonzerstörende Stoffe auszudehnen sind, 

— in der Verordnung ausdrücklich eine Regelung getroffen 
wird, durch die jeder EG-Mitgliedstaat die Möglichkeit er- 
hält, nationale Regelungen zu treffen, mit dem Ziel, die im 
Verordnungsentwurf vorgegebenen Quoten erheblich frü- 
her zu erreichen, 

— eine Kennzeichnung aller in der EG hergestellten und ver- 
wendeten Roh-, Zwischen- und Endprodukte, die ozonschä- 
digende Stoffe enthalten oder mit ihnen hergestellt wurden, 
eingeführt wird. 

Der Ausstieg aus Produktion und Verbrauch der vorgenannten 
Verbindungen ist die wichtigste Maßnahme zum Schutz der 
Ozonschicht und die kurzfristig am effizientesten durchzufüh- 
rende Maßnahme zur Eindämmung des zusätzlichen Treib- 
hauseffektes. 


II. 

Den Antrag - Drucksache 11/2939 - und den Entschließungsan- 
trag - Drucksache 11/3096 - für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 24. Oktober 1990 


Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Dr. Göhner Schmidbauer Frau Dr. Hartenstein 

Vorsitzender Frau Dr. Segall Dr. Knabe 

Berichterstatter 
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ANLAGE 


Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über Stoffe, die zu einem Abbau 
der Ozonschicht führen 

(von der Kommission vorgelegt) 


Begründung 

1. Mit der Entscheidung 88/540/EWG 1 ) des Rates 
vom 14. Oktober 1988 genehmigte die Gemein- 
schaft das Wiener Übereinkommen zum Schutze 
der Ozonschicht und das Montrealer Protokoll 
über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht 
führen. Das Montrealer Protokoll wurde in der 
Gemeinschaft durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 3322/88 2 ) des Rates vom 14. Oktober 1988 über 
bestimmte Fluorchlorkohlenwasserstoffe und Ha- 
lone, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen, 
in Kraft gesetzt. 

2. Das Montrealer Protokoll wurde im September 
1987 unterzeichnet. Wissenschaftliche Grundlage 
dieses Protokolls war die theoretische Vorher- 
sage, daß eine weitere Zunahme der FCKW und 
Halone in den nächsten Jahrzehnten zu schwer- 
wiegenden Schäden an der Ozonschicht führen 
könnte. 

3. Jüngste wissenschaftliche Erkenntnisse haben je- 
doch gezeigt, daß die in diesem Protokoll vor- 
gesehenen Kontrollmaßnahmen nicht angemes- 
sen sind. Diese Erkenntnisse betreffen in erster Li- 
nie das Ozonloch in der Antarktis, die gestörte 
Chemie in der Arktis und die langfristige Abnah- 
me von Ozon in der nördlichen Hemisphäre in 
den Wintermonaten zwischen 1969 und 1988 um 3 
bis 5,5%. Den gleichen Erkenntnissen zufolge 
greifen auch Tetrachlorkohlenstoff und Me- 
thylchloroform die Ozonschicht an. 

4. Der Rat kam in diesem Zusammenhang am 
2. März 1989 zu dem Schluß, daß sowohl innerhalb 
der Gemeinschaft als auch auf internationaler 
Ebene der gegenwärtige Umfang der Produktion 
und des Verbrauchs von FCKW so bald wie mög- 
lich um mindestens 85% eingeschränkt werden 
müssen, um so bis Ende des Jahrhunderts voll- 
ständig eingestellt werden zu können. 


x ) ABI. Nr. L 297 vom 31. Oktober 1988, S. 8. 
2 ) ABI. Nr. L 297 vom 31. Oktober 1988, S. 1. 


5. Auf der Londoner Konferenz zum „Schutz der 
Ozonschicht" vertrat die Kommission die Auffas- 
sung, daß bis 1995 eine Verringerung um 85 % und 
noch vor Ende dieses Jahrhunderts, d. h. 1996 oder 
1997, eine vollständige Abschaffung dieser Stoffe 
erreicht werden müsse. 

6. Auf der Grundlage der wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse und des erklärten politischen Willens 
unterbreitet die Kommission hiermit einen Vor- 
schlag zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 3322/88 des Rates über bestimmte Fluorchlor- 
kohlenwasserstoffe und Halone, die zu einem Ab- 
bau der Ozonschicht führen, und zur Annahme 
von Maßnahmen, die zum Schutze der Ozon- 
schicht als notwendig erachtet werden. Im einzel- 
nen schlägt die Kommission darin strengere Kon- 
trollen für Fluorchlorkohlenwasserstoffe und Ha- 
lone, einschließlich des Auslaufens ihrer Produk- 
tion bis 1997 bzw. 1999, sowie Kontrollen für 
Tetrachlorkohlenstoff, Methylchloroform und an- 
dere durchhalogenierte Fluorchlorkohlenwasser- 
stoffe vor. 

7. Die Kommssion hat die wirtschaftliche Situation 
des europäischen FCKW-Marktes untersucht. 

Aus dieser Untersuchung geht hervor, daß auf der 
Grundlage der Gesetzgebung in den Mitglied- 
staaten anscheinend weder aktuelle oder mögli- 
che Hemmnisse des freien Vertriebs dieser Pro- 
dukte noch Gefahren der Wettbewerbsverzerrung 
unter den Herstellern bestehen. 

8. Dennoch muß die Entwicklung dieser Lage sorg- 
fältig überwacht werden. In jedem Fall wird die 
Kommission im Rahmen der Gespräche zur Über- 
arbeitung des Montrealer Protokolls in London im 
Juni 1990 mögliche andere Ansätze als den im 
vorliegenden Vorschlag berücksichtigen. 

9. Die Kommission wird ebenfalls den Markt der Er- 
satzprodukte überwachen, insbesondere in bezug 
auf den Abbau der Ozonschicht. 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über Stoffe, die zu einem Abbau 
der Ozonschicht führen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 113 und 130 s, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments 1 ), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses 2 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es steht fest, daß die Emission von Stoffen, die zu ei- 
nem Abbau der Ozonschicht führen, wenn sie im bis- 
herigen Umfang anhält, zu schweren Schäden an der 
Ozonschicht führen kann. Weltweit besteht Einver- 
nehmen darüber, daß sowohl die Produktion als 
auch der Verbrauch dieser Stoffe erheblich einge- 
schränkt werden müssen. Die Entscheidungen 80/ 
372/EWG 3 ) und 82/719/EWG 4 ) schreiben Kontrollen 
vor, die jedoch nur eine begrenzte Wirkung haben 
und lediglich zwei dieser Stoffe betreffen (CFC 11 
und CFC 12). 

Angesichts der Verantwortung der Gemeinschaft für 
die Umwelt und für den Warenverkehr hat der Rat 
mit der Entscheidung 88/540/EWG 5 ) das Wiener 
Übereinkommen zum Schutz der Ozonschicht und 
das Montrealer Protokoll über Stoffe, die zu einem 
Abbau der Ozonschicht führen, genehmigt. 

Auf Gemeinschaftsebene müssen Maßnahmen ge- 
troffen werden, um die Verpflichtungen der Ge- 
meinschaft aus dem Übereinkommen und dem Pro- 
tokoll zu erfüllen und insbesondere die Produktion 
und den Verbrauch von bestimmten Fluorchlorkoh- 
lenwasserstoffen und Halonen in der Gemeinschaft 
zu kontrollieren. 

Aus der geltenden Gesetzgebung in den Mitglied- 
staaten geht hervor, daß anscheinend weder tatsäch- 
liche noch mögliche Hemmnisse für den freien Wa- 
renverkehr mit Fluorchlorkohlenwasserstoffen noch 
die Gefahr von Wettbewerbsverzerrungen unter den 
Herstellern bestehen. 

Das genannte Protokoll schreibt u. a. bestimmte Be- 
schränkungen für den Warenverkehr mit Staaten, 
die nicht Vertragsparteien des Protokolls sind, sowie 
die Übermittlung bestimmter Daten vor. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 3322/88 des Rates 6 ) sieht 
Kontrollen für bestimmte Fluorchlorkohlenwasser- 


3 ) ABI. Nr. L 90 vom 3. April 1980, S. 45 

4 ) ABI. Nr. L 329 vom 25. November 1982, S. 29 

5 ) ABI. Nr. L 297 vom 31. Oktober 1988, S. 8 

6 ^ 


Stoffe und Halone, die zu einem Abbau der Ozon- 
schicht führen, vor. 

Nach jüngsten wissenschaftlichen Erkenntnissen 
sind für einen angemessenen Schutz der Ozon- 
schicht strengere Kontrollen für Fluorchlorkohlen- 
wasserstoffe und Halone notwendig, als in der Ver- 
ordnung (EWG) 3322/88 vorgesehen. Diese Erkennt- 
nisse machen ferner deutlich, daß auch bei allen an- 
deren durchhalogenierten Fluorchlorkohlenwasser- 
stoffen, bei Tetrachlorkohlenstoff und Methylchlo- 
roform Kontrollen erforderlich sind. 

Der Rat kam am 2. März 1989 zu dem Schluß, daß der 
derzeitige Umfang der Produktion und des Ver- 
brauchs von Fluorchlorkohlenwasserstoffen so bald 
wie möglich um mindestens 85 % verringert werden 
muß mit dem Ziel, diese Stoffe bis Ende dieses Jahr- 
hunderts vollständig abzuschaffen. 

Angesichts der Marktstruktur für Fluorchlorkohlen- 
wasserstoffe, andere durchhalogenierte Fluorchlor- 
kohlenwasserstoffe, Halone, T etrachlorkohlenstoff 
und Methylchloroform ist es zweckmäßig, den Ver- 
brauch dieser Stoffe weniger durch eine Nachfrage- 
ais vielmehr durch eine Angebotskontrolle zu re- 
geln. Das Angebot kann durch die Begrenzung von 
Verkauf und Verwendung durch die Hersteller in 
der Gemeinschaft und durch Einfuhrbeschränkun- 
gen geregelt werden. 

Die Entwicklung des Marktes für die obengenann- 
ten Stoffe, insbesondere im Hinblick auf ein ausrei- 
chendes Angebot für wichtige Verwendungszwek- 
ke, sowie der Stand der Entwicklung geeigneter 
Substitutionserzeugnisse müssen genau verfolgt 
werden. 

Im Hinblick auf Forschung und Entwicklung sowie 
technische Unterstützung können zusätzliche Ge- 
meinschaftsmaßnahmen erforderlich sein, damit die 
Gemeinschaft ihren Verpflichtungen aus dem Proto- 
koll nachkommen kann. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 3322/88 ist aufzuheben - 
HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Verordnung betrifft die Einfuhr, die Aus- 
fuhr, die Produktion und den Verbrauch der in An- 
hang I aufgeführten Fluorchlorkohlenwasserstoffe 
sowie anderer durchhalogenierter Fluorchlorkoh- 
lenwasserstoffe, Halone, Tetrachlorkohlenstoff und 
Methylchloroform, wie in Artikel 2 definiert. 

Artikel 2 

Im Sinne dieser Verordnung bedeuten: 

— „Protokoll": das Montrealer Protokoll über Stoffe, 
die zu einem Abbau der Ozonschicht führen; 
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— „Fluorchlorkohlenwasserstoffe“: die in Gruppe I 
des Anhangs I aufgeführten Stoffe; 

— „andere durchhalogenierte Fluorchlorkohlen- 
wasserstoffe": gesättigte Verbindungen, an deren 
Kohlenstoffatomen ausschließlich Fluor- oder 
Chloratome gebunden sind, mit Ausnahme derje- 
nigen, die unter normalen Bedingungen nach- 
weislich erst bei Temperaturen über 150° C sie- 
den oder sublimieren; 

— „Halone“: die in Gruppe II des Anhangs I aufge- 
führten Stoffe; 

— „Tetrachlorkohlenstoff": der in Gruppe III des An- 
hangs I aufgeführte Stoff; 

— „Methylchloroform": der in Gruppe IV des An- 
hangs I aufgeführte Stoff; 

— „Hersteller": jede natürliche oder juristische Per- 
son, die in der Gemeinschaft andere durchhalo- 
genierte Fluorchlorkohlenwasserstoffe, Halone, 
Tetrachlorkohlenstoff oder Methylchloroform 
herstellt; 

— „Unternehmen": jede natürliche oder juristische 
Person, die in der Gemeinschaft andere durchha- 
logenierte Fluorchlorkohlenwasserstoffe, Halo- 
ne, Tetrachlorkohlenstoff oder Methylchloroform 
zu gewerblichen oder kommerziellen Zwecken 
herstellt oder verwendet oder diese Stoffe zu ge- 
werblichen oder kommerziellen Zwecken in die 
Gemeinschaft einführt oder aus der Gemein- 
schaft ausführt; 

— „Ozonabbaupotential“: die in der letzten Spalte 
des Anhangs I genannte Zahl, die die potentielle 
Auswirkung eines jeden Stoffes auf die Ozon- 
schicht angibt; 

— „berechneter Umfang": eine Menge, die sich 
durch Multiplikation der Menge jedes Stoffes mit 
dem in Anhang I festgelegten Ozonabbaupoten- 
tial dieses Stoffes und durch Addition der Ergeb- 
nisse für jede einzelne Gruppe von Stoffen des 
Anhangs I ergibt; 

— „industrielle Rationalisierung": die Übertragung 
des gesamten oder eines Teils des berechneten 
Umfangs der Produktion eines Herstellers auf ei- 
nen anderen entweder zwischen Vertragspartei- 
en des Protokolls oder innerhalb eines Mitglied- 
staats, um Wirtschaftlichkeit zu erreichen oder 
auf erwartete Versorgungsmängel aufgrund von 
Betriebsschließungen zu reagieren. 


Teil I 

Einfuhrbestimmungen 

Artikel 3 

1. Die Einfuhr von Fluorchlorkohlenwasserstoffen, 
anderen durchhalogenierten Fluorchlorkohlen- 
wasserstoffen, Halonen, T etrachlorkohlenstoff 
und Methylchloroform mit Ursprung in Dritt- 


ländern, die Vertragsparteien des Protokolls sind, 
in die Gemeinschaft unterliegt mengenmäßigen 
Beschränkungen. 

2. Zu diesem Zweck eröffnet die Gemeinschaft die 
in Anhang II aufgeführten Quoten, die während 
der in diesem Anhang genannten Zeiträume anzu- 
wenden sind. 

3. Die Kommission kann die in Anhang II aufgeführ- 
ten Quoten nach dem Verfahren des Artikels 10 
ändern. 

Artikel 4 

1. Ab dem 1. Januar 1991 ist die Einfuhr von Fluor- 
chlorkohlenwasserstoffen, anderen durchhaloge- 
nierten Fluorchlorkohlenwasserstoffen, Halonen, 
Tetrachlorkohlenstoff und Methylchloroform mit 
Ursprung in Drittländern, die nicht Vertragspar- 
teien des Protokolls sind, in die Gemeinschaft un- 
tersagt. 

2. Abweichend von Absatz 1 kann die Kommission 
die Einfuhr von Fluorchlorkohlenwasserstoffen, 
anderen durchhalogenierten Fluorchlorkohlen- 
wasserstoffen, Halonen, Tetrachlorkohlenstoff 
und Methylchloroform mit Ursprung in einem 
Drittland, das nicht Vertragspartei des Protokolls 
ist, in die Gemeinschaft erlauben, wenn auf einer 
Tagung der Vertragsparteien des Protokolls fest- 
gestellt wird, daß dieses Land Artikel 2 und Arti- 
kel 4 des Protokolls voll einhält und diesbezügli- 
che Daten nach Artikel 7 des Protokolls vorgelegt 
hat. Die Kommission handelt in Übereinstimmung 
mit dem Verfahren des Artikels 10, 

Artikel 5 

1. Vorbehaltlich des Absatzes 2 ist die Einfuhr von 
Erzeugnissen, die Fluorchlorkohlenwasserstoffe, 
andere durchhalogenierte Fluorchlorkohlenwas- 
serstoffe, Halone, Tetrachlorkohlenstoff und Me- 
thylchloroform enthalten und ihren Ursprung in 
Drittländern haben, die nicht Vertragsparteien 
des Protokolls sind, in die Gemeinschaft ab dem 
1. Januar 1993 untersagt. 

2. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission vor 
diesem Zeitpunkt die Liste dieser Stoffe unter Be- 
rücksichtigung der von den Vertragsparteien des 
Protokolls erstellten Liste fest. Er beschließt mit 
qualifizierter Mehrheit. 

Artikel 6 

Unter Berücksichtigung des Beschlusses der Ver- 
tragsparteien des Protokolls legt der Rat auf Vor- 
schlag der Kommission Vorschriften für die Einfuhr 
derjenigen Stoffe mit Ursprung in Drittländern, die 
nicht Vertragsparteien des Protokolls sind, in die 
Gemeinschaft fest, die mit Fluorchlorkohlenwasser- 
stoffen, anderen durchhalogenierten Fluorchlorkoh- 
lenwasserstoffen, Halonen, T etrachlorkohlenstoff 
und Methylchloroform hergestellt worden sind, die- 
se Stoffe jedoch nicht enthalten. Er beschließt mit 
qualifizierter Mehrheit. 
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Artikel 7 

1. Das freie Inverkehrbringen von Fluorchlorkoh- 
lenwasserstoffen, anderen durchhalogenierten 
Fluorchlorkohlenwasserstoffen, Halonen, T e- 
trachlorkohlenstoff und Methylchloroform in der 
Gemeinschaft, für die die in Artikel 3 genannten 
Quoten gelten, unterliegt der Vorlage einer Ein- 
fuhrlizenz, die von der zuständigen Behörde des 
Mitgliedstaats erteilt wird, in dem diese Stoffe in- 
nerhalb einer Gemeinschaft in den freien Verkehr 
gebracht werden sollen. Diese Lizenz wird ent- 
sprechend den Quoten vergeben, die den Impor- 
teuren von der Kommission gemäß dem Verfah- 
ren des Artikels 10 zugeteilt werden. 

2. Der Antrag auf eine solche Lizenz enthält: 

a) Namen und Anschrift des Importeurs; 

b) Beschreibung jedes der Stoffe unter Angabe 

— der handelsüblichen Bezeichnung, 

— der Position in der kombinierten Nomen- 
klatur, 

— des Ursprungslandes, 

— des Landes, aus dem der jeweilige Stoff 
eingeführt wird; 

c) Angaben über die Menge jedes der einzufüh- 
renden Stoffe in Tonnen; 

d) Ort und Zeitpunkt der vorgesehenen Einfuhr, 
sofern bekannt. 


Teil II 
Artikel 8 

Regelung der Produktion 

1. Die Hersteller sorgen vorbehaltlich der Absätze 6 

und 7 dafür, daß 

— vom 1. Januar bis 31. Dezember 1991 der be- 
rechnete Umfang ihrer Fluorchlorkohlenwas- 
serstoffproduktion denjenigen von 1986 nicht 
übersteigt; 

«h** vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1992 so- 
wie in jedem Zwölfmonatszeitraum danach 
der berechnete Umfang ihrer Fluorchlorkoh- 
lenwasserstoffproduktion 50 % desjenigen von 
1986 nicht übersteigt; 

— vom 1. Januar bis 31. Dezember 1995 sowie in 
jedem Zwölfmonatszeitraum danach der be- 
rechnete Umfang ihrer Fluorchlorkohlenwas- 
serstoffproduktion 15% desjenigen von 1986 
nicht übersteigt; 

— nach dem 31. Dezember 1997 keine Fluorchlor- 
kohlenwasserstoffe mehr hergestellt werden. 

In Übereinstimmung mit dem Verfahren nach 
Artikel 10 legt die Kommission fest, welche 
Mengen an Fluorchlorkohlenwasserstoffen in 
der Gemeinschaft nach diesem Zeitpunkt für 


wichtige Verwendungzwecke oder für die Ent- 
wicklungsländer hergestellt werden dürfen. 

2. Die Hersteller sorgen vorbehaltlich der Absätze 6 
und 7 dafür, daß 

— vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1992 so- 
wie in jedem Zwölfmonatszeitraum danach 
der berechnete Umfang ihrer Produktion von 
anderen durchhalogenierten Fluorchlorkoh- 
lenwasserstoffen 50% desjenigen von 1986 
nicht übersteigt; 

— vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1996 so- 
wie in jedem Zwölfmonatszeitraum danach 
der berechnete Umfang ihrer Produktion von 
anderen durchhalogenierten Fluorchlorkoh- 
lenwasserstoffen 15% desjenigen von 1986 
nicht übersteigt; 

— nach dem 31. Dezember 1997 keine anderen 
durchhalogenierten Fluorchlorkohlenwasser- 
stoffe mehr hergestellt werden. 

Nach dem Verfahren gemäß Artikel 10 legt die 
Kommission fest, welche Mengen an anderen 
durchhalogenierten Fluorchlorkohlenwasserstof- 
fen in der Gemeinschaft nach diesem Zeitpunkt 
für wichtige Verwendungszwecke oder für die 
Entwicklungsländer hergestellt werden dürfen. 

3. Die Hersteller sorgen vorbehaltlich der Absätze 6 
und 7 dafür, daß 

— vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1992 so- 
wie in jedem Zwölfmonatszeitraum danach 
der berechnete Umfang ihrer Halonprodukti- 
on denjenigen von 1986 nicht übersteigt; 

— vom 1. Januar bis 31. Dezember 1996 sowie in 
jedem Zwölfmonatszeitraum danach der be- 
rechnete Umfang ihrer Halonproduktion 50% 
desjenigen von 1986 nicht übersteigt; 

— nach dem 31. Dezember 1999 keine Halone 
mehr hergestellt werden. 

Nach dem Verfahren gemäß Artikel 10 legt die 
Kommission fest, welche Mengen an Halonen in 
der Gemeinschaft nach diesem Zeitpunkt für 
wichtige Verwendungszwecke oder für die Ent- 
wicklungsländer hergestellt werden dürfen. 

4. Die Hersteller sorgen vorbehaltlich der Absätze 6 
und 7 dafür, daß 

— vom 1. Januar bis 31. Dezember 1992 sowie in 
jedem Zwölfmonatszeitraum danach der be- 
rechnete Umfang ihrer Tetrachlorkohlenstoff- 
produktion 50% desjenigen von 1986 nicht 
übersteigt; 

— nach dem 31. Dezember 1997 kein Tetrachlor- 
kohlenstoff mehr hergestellt wird, mit Ausnah- 
me seiner Verwendung als Ausgangsstoff für 
die Herstellung anderer Industrieerzeugnisse. 

5. Die Hersteller sorgen vorbehaltlich der Absätze 6 
und 7 dafür, daß 

— vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1992 so- 
wie in jedem Zwölfmonatszeitraum danach 
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der berechnete Umfang ihrer Methylchloro- 
formproduktion denjenigen von 1986 nicht 
übersteigt; 

— vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1998 so- 
wie in jedem Zwölfmonatszeitraum danach 
der berechnete Umfang ihrer Methylchloro- 
formproduktion 80% desjenigen von 1986 
nicht übersteigt; 

— vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2000 so- 
wie in jedem Zwölfmonatszeitraum danach 
der berechnete Umfang ihrer Methylchloro- 
formproduktion 60% desjenigen von 1986 
nicht übersteigt. 

6. Ein Hersteller kann von der Kommission im Ein- 
vernehmen mit der zuständigen Behörde des Mit- 
gliedstaats, in dem er niedergelassen ist, die Er- 
laubnis erhalten, die in den Absätzen 1 bis 5 fest- 
gesetzten berechneten Umfänge der Produktion 
zum Zwecke der industriellen Rationalisierung 
zwischen den Vertragsparteien des Protokolls 
oder zur Deckung der grundlegenden nationalen 
Bedürfnisse der in Artikel 5 des Protokolls be- 
zeichneten Staaten zu überschreiten, sofern der 
jeweils berechnete Umfang der Produktion von 
Fluorchlorkohlenwasserstoffen, anderen durchha- 
logenierten Fluorchlorkohlenwasserstoffen, Halo- 
nen, Tetrachlorkohlenstoff und Methylchloroform 
in dem betroffenen Mitgliedstaat den gemäß Arti- 
kel 2 des Protokolls für die jeweiligen Zeiträume 
erlaubten Umfang nicht überschreitet. 

Bei einer Genehmigung zum Zwecke der indu- 
striellen Rationalisierung ist auch die Zustim- 
mung der zuständigen Behörde des Mitglied- 
staats erforderlich, in dem die Produktion verrin- 
gert werden soll. 

7. Ein Hersteller kann die in den Absätzen 1 bis 5 
festgesetzten berechneten Umfänge der Produkti- 
on zum Zwecke der industriellen Rationalisie- 
rung innerhalb des Midgliedstaats, in dem er nie- 
dergelassen ist, überschreiten, sofern dieser Mit- 
gliedstaat seinen Verpflichtungen aufgrund des 
Protokolls nachkommt. Die zuständige Behörde 
des Mitgliedstaats und die Kommssion sind vorab 
zu unterrichten. 

Artikel 9 

Regelung des Verbrauchs durch Regelung des 
Angebots in der Gemeinschaft 

1. Die Hersteller sorgen dafür, daß die Menge der 
Fluorchlorkohlenwasserstoffe, die sie von den von 
ihnen hergestellten Mengen in der Gemeinschaft 
in Verkehr bringen oder für eigene Zwecke ver- 
wenden, folgenden Umfang nicht übersteigt; 

— vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1991 den 
berechneten Umfang der Menge, die sie 1986 
in der Gemeinschaft in Verkehr gebracht oder 
für eigene Zwecke verwendet haben; 

— vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1992 so- 
wie in jedem Zwölfmonatszeitraum danach 


50 % des berechneten Umfangs der Menge, die 
sie 1986 in der Gemeinschaft in Verkehr ge- 
bracht oder für eigene Zwecke verwendet ha- 
ben; 

— vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1996 so- 
wie in jedem Zwölfmonatszeitraum danach 
15 % des berechneten Umfangs der Menge, die 
sie 1986 in der Gemeinschaft in Verkehr ge- 
bracht oder für eigene Zwecke verwendet ha- 
ben. 

2. Die Hersteller sorgen dafür, daß sie nach dem 31. 
Dezember 1997 keine von ihnen hergestellten 
Fluorchlorkohlenwasserstoffe in der Gemein- 
schaft mehr in Verkehr bringen oder für eigene 
Zwecke verwenden. 

Nach dem Verfahren des Artikels 10 legt die Kom- 
mission fest, welche Mengen an Fluorchlorkoh- 
lenwasserstoffen jeder Hersteller für wichtige 
Verwendungszwecke und für die Entwicklungs- 
länder in Verkehr bringen oder für eigene Zwek- 
ke verwenden darf. 

3. Die Hersteller sorgen dafür, daß die Menge der 
anderen durchhalogenierten Fluorchlorkohlen- 
wasserstoffe, die sie von der von ihnen hergestell- 
ten Menge in der Gemeinschaft in Verkehr brin- 
gen oder für eigene Zwecke verwenden, folgen- 
den Umfang nicht übersteigt: 

— vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1992 so- 
wie in jedem Zwölfmonatszeitraum danach 
50 % des berechneten Umfangs der Menge, die 
sie 1986 in der Gemeinschaft in Verkehr ge- 
bracht oder für eigene Zwecke verwendet ha- 
ben; 

— vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1996 so- 
wie in jedem Zwölfmonatszeitraum danach 
15 % des berechneten Umfangs der Menge, die 
sie 1986 in der Gemeinschaft in Verkehr ge- 
bracht oder für eigene Zwecke verwendet ha- 
ben. 

4. Die Hersteller sorgen dafür, daß sie nach dem 31. 
Dezember 1997 keine von ihnen hergestellten an- 
deren durchhalogenierten Fluorchlorkohlenwas- 
serstoffe mehr in der Gemeinschaft in Verkehr 
bringen oder für eigene Zwecke verwenden. 

Nach dem Verfahren des Artikels 10 legt die Kom- 
mission fest, welche Mengen an anderen durchha- 
logenierten Fluorchlorkohlenwasserstoffen jeder 
Hersteller für wichtige Verwendungszwecke und 
für die Entwicklungsländer in Verkehr bringen 
oder für eigene Zwecke verwenden darf. 

5. Die Hersteller sorgen dafür, daß die Menge der 
Halone, die sie von den von ihnen hergestellten 
Mengen in der Gemeinschaft in Verkehr bringen 
oder für eigene Zwecke verwenden, folgenden 
Umfang nicht übersteigt: 

— vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1992 so- 
wie in jedem Zwölfmonatszeitraum danach 
den berechneten Umfang der Menge, die sie 
1986 in der Gemeinschaft in Verkehr gebracht 
oder für eigene Zwecke verwendet haben; 
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— vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1996 so- 
wie in jedem Zwölfmonatszeitraum danach 
50 % des berechneten Umfangs der Menge, die 
sie 1986 in der Gemeinschaft in Verkehr ge- 
bracht oder für eigene Zwecke verwendet ha- 
ben. 

6. Die Hersteller sorgen dafür, daß sie nach dem 31. 
Dezember 1999 keine von ihnen hergestellten Ha- 
lone mehr in der Gemeinschaft in Verkehr brin- 
gen oder für eigene Zwecke verwenden. 

Nach dem Verfahren des Artikels 10 legt die Kom- 
mission fest, welche Mengen an Halonen jeder 
Hersteller für wichtige Verwendungszwecke und 
für die Entwicklungsländer in Verkehr bringen 
oder für eigene Zwecke verwenden darf. 

7. Die Hersteller sorgen dafür, daß die Menge an Te- 
trachlorkohlenstoff, die sie von den von ihnen 
hergestellten Mengen in der Gemeinschaft in 
Verkehr bringen oder für eigene Zwecke verwen- 
den, während des Zeitraums vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 1992 sowie in jedem Zwölfmo- 
natszeitraum danach 50 % der Menge, die sie 1986 
in der Gemeinschaft in Verkehr gebracht oder für 
eigene Zwecke verwendet haben, nicht über- 
steigt. 

8. Die Hersteller sorgen dafür, daß sie nach dem 31. 
Dezember 1997 keinen von ihnen hergestellten 
Tetrachlorkohlenstoff mehr in der Gemeinschaft 
in Verkehr bringen oder für eigene Zwecke ver- 
wenden, mit Ausnahme der Verwendung dieses 
Stoffes als Ausgangsstoff für die Herstellung an- 
derer Industrieerzeugnisse. 

9. Die Hersteller sorgen dafür, daß die Menge an 
Methylchloroform, die sie von den von ihnen her- 
gestellten Mengen in der Gemeinschaft in Ver- 
kehr bringen oder für eigene Zwecke verwenden, 
folgenden Umfang nicht übersteigt: 

— vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1991 so- 
wie in jedem Zwölfmonatszeitraum danach 
den berechneten Umfang der Menge, die sie 
1986 in der Gemeinschaft in Verkehr gebracht 
oder für eigene Zwecke verwendet haben; 

— vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1995 sowie 
in jedem Zwölfmonatszeitraum danach 80% 
des berechneten Umfangs der Menge, die sie 
1986 in der Gemeinschaft in Verkehr gebracht 
oder für eigene Zwecke verwendet haben; 

— vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2000 sowie 
in jedem Zwölfmonatszeitraum danach 60% 
des berechneten Umfangs der Menge, die sie 
1986 in der Gemeinschaft in Verkehr gebracht 
oder für eigene Zwecke verwendet haben. 

10. Die Einfuhren, die gemäß der Absätze 3 bis 7 zu- 
lässig sind, kommen zu den Mengen, die die Her- 
steller gemäß diesem Artikel in Verkehr bringen 
oder für eigene Zwecke verwenden dürfen, hin- 
zu. 

11. Mit Beginn des Kontrollzeitraums vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 1993 werden die sich aus 
der Anwendung der Absätze 1 bis 7 ergebenden 


Mengen in einem bestimmten Zwölfmonatszeit- 
raum danach gesenkt, und zwar unter Zugrunde- 
legung der Mengen an durchhalogenierten 
Fluorchlorkohlenwasserstoffen, Halonen, T e- 
trachlorkohlenstoff oder Methylchloroform, die 
während dieses Zwölfmonatszeitraums in Län- 
der ausgeführt wurden, die nicht Vertragspartei- 
en des Protokolls sind. 

12. Die sich aus der Anwendung der Absätze 1 bis 7 
ergebenden Mengen können von der Kommissi- 
on erhöht werden, wenn die Einfuhren dieser 
Stoffe in die Gemeinschaft in einem beliebigen 
Zwölfmonatszeitraum, auf die die Absätze 1 bis 7 
anwendbar sind, niedriger liegen als die jeweili- 
gen mengenmäßigen Beschränkungen nach An- 
hang II. 

Die Kommission wendet das in Artikel 10 festge- 
legte Verfahren an. 

13. Hersteller, die zum Inverkehrbringen oder zur 
Verwendung der betreffenden Stoffe für eigene 
Zwecke berechtigt sind, können dieses Recht für 
die gesamte oder einen Teil der gemäß dem vor- 
liegenden Artikel festgelegten Menge auf jeden 
anderen Hersteller in der Gemeinschaft übertra- 
gen. Der Hersteller, der dieses Recht erwirbt, 
teilt dies der Kommission unverzüglich mit. Die 
Übertragung dieses Rechts ist nicht mit einem 
zusätzlichen Produktionsrecht verbunden. 


TEIL III 

Verwaltung, Datenberichterstattung und 
Schlußbestimmungen 

Artikel 10 

Die Kommission wird von einem Ausschuß unter- 
stützt, der sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten 
zusammensetzt und in dem der Vertreter der Kom- 
mission den Vorsitz führt. 

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus- 
schuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. 
Der Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu diesem 
Entwurf innerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende 
unter Berücksichtigung der Dringlichkeit der be- 
treffenden Frage festsetzen kann. Die Stellungnah- 
me wird mit der Mehrheit abgegeben, die in Arti- 
kel 148 Abs. 2 des Vertrags für die Annahme der vom 
Rat auf Vorschlag der Kommission zu fassenden Be- 
schlüsse vorgesehen ist. Bei der Abstimmung im 
Ausschuß werden die Stimmen der Vertreter der 
Mitgliedstaaten gemäß dem vorgenannten Artikel 
gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstim- 
mung nicht teil. 

Die Kommission erläßt Maßnahmen, die unmittelbar 
gelten. Stimmen diese Maßnahmen jedoch mit der 
Stellungnahme des Ausschusses nicht überein, so 
werden sie sofort von der Kommission dem Rat mit- 
geteilt. In diesem Fall kann die Kommission die 
Durchführung der von ihr beschlossenen Maßnah- 
men um einen Zeitraum von höchstens einem Monat 
von dieser Mitteilung an verschieben. 
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Der Rat kann innerhalb des im vorstehenden Absatz 
genannten Zeitraums mit qualifizierter Mehrheit ei- 
nen anderslautenden Beschluß fassen. 

Artikel 11 

Datenberichterstattung 

1. Bezogen auf den Zeitraum vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 1991 und für jeden Zwölfmonatszeit- 
raum danach teilt jeder Hersteller, Importeur und 
Exporteur von Fluorchlorkohlenwasserstoffen, 
anderen durchhalogenierten Fluorchlorkohlen- 
wasserstoffen, Halonen, T etrachlorkohlenstoff 
und Methylchloroform der Kommission mit 
Durchschrift an die zuständige Behörde des be- 
treffenden Mitgliedstaats bis zum 28. Februar je- 
des Jahres folgende Zahlenangaben zu jedem der 
in Anhang 1 aufgeführten Fluorchlorkohlenwas- 
serstoffe, anderen durchhalogenierten Fluorchlor- 
kohlenwasserstoffe, Halone, Tetrachlorkohlen- 
stoff und Methylchloroform mit: 

— Produktionszahlen, 

— Mengen, die innerhalb der Gemeinschaft in 
Verkehr gebracht oder für eigene Zwecke des 
Herstellers verwendet wurden, 

— Einfuhren in die Gemeinschaft, 

— Ausfuhren aus der Gemeinschaft, getrennt 
nach Vertragsparteien und Nichtvertragspar- 
teien des Protokolls, 

— Lagerbestände, 

— Mengen, die durch Technologien zerstört wur- 
den, die von den Vertragsparteien des Proto- 
kolls gebilligt worden sind. 

2. Die Unternehmen, die im Jahr 1986 Tetrachlor- 
kohlenstoff, Methylchloroform oder andere 
durchhalogenierte Fluorchlorkohlenwasserstoffe, 
die nicht den Stoffen CFC-11, CFC-12, CFC-113, 
CFC-114 und CFC-115 entsprechen, hergestellt, 
eingeführt oder ausgeführt haben, teilen der 
Kommission bis zum 30. November 1990 die in Ab- 
satz 1 genannten Angaben, bezogen auf dieses 
Jahr, mit. 

3. Die Mitteilungen gemäß Absatz 1 letzter Gedan- 
kenstrich müssen der Kommission erstmalig am 
28. Februar des Jahres zugehen, das auf den Zeit- 
punkt der Billigung folgt. 

4. Die Kommission trifft geeignete Maßnahmen, um 
die Vertraulichkeit der übermittelten Daten zu 
gewährleisten. 


Artikel 12 
Überwachung 

1. Zur Durchführung ihrer Aufgaben aufgrund die- 
ser Verordnung ist die Kommission befugt, alle er- 
forderlichen Informationen von den Regierungen 
und den zuständigen Behörden der Mitgliedstaa- 
ten sowie von Unternehmen einzuholen. 

2. Richtet die Kommission ein Informationsersuchen 
an ein Unternehmen, so übermittelt sie zugleich 
eine Durchschrift dieses Ersuchens an die zustän- 
dige Behörde desjenigen Mitgliedstaats, auf des- 
sen Gebiet das Unternehmen seinen Sitz hat, und 
legt die Gründe dar, aus denen sie diese Informa- 
tion benötigt. 

3. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
führen die Untersuchungen durch, die die Kom- 
mission aufgrund dieser Verordnung für notwen- 
dig erachtet. 

4. Wenn die Kommission und die zuständige Behör- 
de desjenigen Mitgliedstaats, auf dessen Gebiet 
die Untersuchung durchgeführt werden soll, eine 
entsprechende Vereinbarung treffen, unterstüt- 
zen die Beamten der Kommission die Beamten 
dieser Behörde bei der Erfüllung ihrer Aufgaben. 

5. Die Kommission trifft geeignete Maßnahmen, um 
die Vertraulichkeit der gemäß diesem Artikel er- 
haltenen Informationen zu gewährleisten. 

Artikel 13 

Im Falle eines Verstoßes gegen diese Verordnung 
ergreifen die Mitgliedstaaten geeignete rechtliche 
oder administrative Maßnahmen. 

Artikel 14 

Die Verordnung (EWG) Nr. 3322/88 wird aufgeho- 
ben. 

Artikel 15 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1991 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am . . . 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anhang I 

Unter die Verordnung fallende Stoffe 

Die Verordnung gilt für die in diesem Anhang angeführten Stoffe, gleichviel ob sie allein oder in einem 
Gemisch Vorkommen; sie gilt nicht für einen solchen Stoff, soweit er in einem hergestellten Erzeugnis mit 
Ausnahme von Behältern für den Transport oder die Lagerung des aufgeführten Stoffes enthalten ist. 


Gruppe 

Stoff 

Ozonabbaupotential 1 ) 

Gruppe I 

CFC 3 (CFC- 11) 

1,0 


CF 2 C1 2 (CFC- 12) 

1,0 


C 2 F 3 C1 3 (CFC-113) 

0,8 


C 2 F 4 C1 2 (CFC-114) 

1,0 


C 2 F 5 C1 (CFC-115) 

0,6 

Gruppe II 

CF 2 BrCl (Halon 1211) 

3,0 


CF 3 Br (Halon 1301) 

10,0 


C 2 F 4 Br 2 (Halon 2402) 

6,0 

Gruppe III 

CC1 4 (Tetrachlorkohlenstoff) 

U 2 ) 

Gruppe IV 

CC1 3 CH 3 (Methylchloroform) 

0,1 2 ) 


*) Diese Ozonabbaupotentiale sind Schätzungen aufgrund derzeitiger Kenntnisse; sie werden regelmäßig überprüft und 
revidiert. 

2 ) Vorläufiger Wert bis zur Beschlußfassung der Vertragsparteien des Protokolls. 


Anhang 11 

Mengenmäßige Beschränkungen für die Einfuhr aus Drittländern, 
die Vertragsparteien des Protokolls sind 


Beschreibung 2 ) 

Einheiten 

Für Zwölfmonats- 

Für Zwölfmonats- 

Für Zwölfmonats- 


Zeiträume 

Zeiträume 

Zeiträume 

Gruppe I des 

Gewichtete 

vom 1. 1. 1992 

vom 1. 1. 1996 

vom 1. 1. 1998 an 

Anhangs I 
(durchhalogenierte 

Tonnen 1 ) 

bis 31. 12. 1995 

bis 31. 12. 1997 


Fluorchlorkohlen- 

wasserstoffe) 


1.161 (b) 

348 (c) 

0 

Gruppe II 

Gewichtete 

vom 1. 1. 1992 

vom 1. 1. 1996 

vom 1. 1. 2000 an 

des Anhangs I 

Tonnen 1 ) 

bis 31. 12. 1995 

bis 31. 12. 1999 


(Halone) 


700 (a) 

350 (b) 

0 

Gruppe III 

Gewichtete 

vom 1. 1. 1992 

vom 1. 1. 1998 an 


des Anhangs I 
(Tetrachlor- 

Tonnen 1 ) 

bis 31. 12. 1997 



kohlenstoff) 


x(b) 

0 


Gruppe IV 

Gewichtete 

vom 1. 1. 1992 

vom 1. 1. 1998 

vom 1. 1. 2000 an 

des Anhangs I 

Tonnen 1 ) 

bis 31. 12. 1997 

bis 31.12.1999 


(Methylchloroform) 


y (a) 

z‘ (d) 

z 2 (e) 


(a) Entspricht den Einfuhren von 1986. 

(b) Entspricht den Einfuhren von 1986 minus 50 %. 

(c) Entspricht den Einfuhren von 1986 minus 85 %. 

(d) Entspricht den Einfuhren von 1986 minus 20 %. 

(e) Entspricht den Einfuhren von 1986 minus 40 %. 

*) Gewichtet entsprechen den im Anhang I genannten Ozonabbaupotential. 

Dies entspricht dem in der Verordnung genannten berechneten Umfang. 

2 ) Die Codes und Warenbezeichnungen der Kombinierten Nomenklatur sind im Anhang III aufgeführt. 
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Anhang 111 

Codes und Warenbezeichnungen der Kombinierten Nomenklatur 
der unter die Anhänge I und II fallenden Stoffe 


KN-Code 

Warenbezeichnung 

2903 40 10 

Trichlorfluormethan 

2903 40 20 

Dichlordifluormethan 

2903 40 30 

Trichlortrifluorethan 

2903 40 40 

Dichlortetrafluorethan 

2903 40 50 

Chlorpentafluorethan 

2903 40 70 

Bromtrifluormethan 

2903 40 80 

Dibromtetrafluorethan 

2903 40 91 

Bromchlordifluormethan 

ex 3823 90 96 

Mischungen, die Erzeugnisse der Codenummern 2903 40 10, 
2903 40 20, 2903 40 30, 2903 40 40 oder 2903 40 50 enthalten, 

ex 3823 90 97 

Mischungen, die Erzeugnisse der Codenummern 2903 40 70, 
2903 40 80, 2903 40 91 oder 3823 90 96 enthalten, 


sind die Codes und Warenbezeichnungen der Kombinierten 
Nomenklatur der neuen kontrollierten Stoffe zu ergänzen, 
und zwar für 

- andere durchhalogenierte FCKW, 

- Tetrachlorkohlenstoff, 

- Methylchloroform. 
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Drucksache 11/8312 


Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit und die Beschäftigungslage 

I. Angemessener Schutz der Ozonschicht 

II. a) Bei den Herstellern dieser Stoffe handelt es sich um chemische Groß- 
unternehmen. In einigen Bereichen der Verwendung dieser Stoffe sind 
auch mehrere KMU vertreten. Bei den Benutzern handelt es sich jedoch 
zum größten Teil um Großunternehmen, 

b) Die Unternehmen sind überall in der Gemeinschaft ansässig. 

III. Bei der Herstellung der kontrollierten Stoffe müssen die Hersteller die vor- 
gesehenen Einschränkungen einhalten. 

IV. Keine 

V. Nein 

VI. Die vorgeschlagenen Maßnahmen werden sich voraussichtlich nicht nach- 
haltig auf die Wettbewerbsfähigkeit oder die Beschäftigungslage auswirken. 

VII. Die Kommission hält regelmäßige Sitzungen mit der Industrie ab. Es 
herrscht Einvernehmen über die allgemeinen Zielsetzungen der Maßnah- 
men, die zum Schutz der Ozonschicht ergriffen werden sollten. 
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Bericht der Abgeordneten Schmidbauer, Frau Dr. Hartenstein, Frau Dr. Segall und Dr. Knabe 


I. 

Der Antrag - Drucksache 11/2939 - ist in der 94. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 22. September 
1988 dem Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit federführend und dem Ausschuß 
für Wirtschaft, dem Finanzausschuß, dem Ausschuß 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit, dem 
Ausschuß für Forschung und Technologie und dem 
Haushaltsausschuß zur Mitberatung überwiesen 
worden. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Antrag in sei- 
ner Sitzung am 25. Januar 1989 abschließend beraten 
und mit der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder 
der Fraktion der CDU/CSU bei Enthaltung des an- 
wesenden Mitglieds der Fraktion der FDP und Un- 
terstützung des Antrags durch die Mitglieder der 
Fraktion der SPD und durch die Fraktion DIE GRÜ- 
NEN den Antrag abgelehnt, dem federführenden 
Ausschuß die Annahme des Antrages zu empfehlen. 

Der Finanzausschuß hat den Antrag in seiner Sit- 
zung am 6. September 1990 abschließend beraten 
und dem federführenden Ausschuß mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimme der 
Fraktion der SPD bei Abwesenheit der Fraktion DIE 
GRÜNEN vorgeschlagen, dem Deutschen Bundes- 
tag die Ablehnung der Vorlage zu empfehlen. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Ge- 
sundheit hat den Antrag in seiner Sitzung am 22. Fe- 
bruar 1989 beraten und einmütig im Ausschuß be- 
schlossen, den Antrag für erledigt zu erklären. 

Der Ausschuß für Forschung und Technologie hat 
den Antrag in seiner Sitzung am 25. Januar 1989 be- 
raten und mit der Mehrheit der Stimmen der Frak- 
tion der CDU/CSU und einer Stimme der Fraktion 
der FDP bei Enthaltung einer Stimme der Fraktion 
der FDP und bei Zustimmung durch die antragstel- 
lende Fraktion der SPD und die Fraktion DIE GRÜ- 
NEN beschlossen, den Antrag abzulehnen. 

Der Haushaltsausschuß hat auf Abgabe einer mitbe- 
ratenden Stellungnahme verzichtet. 

Der Entschließungsantrag - Drucksache 11/3096 - ist 
dem Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit vom Deutschen Bundestag in seiner 
100. Sitzung am 13. Oktober 1988 federführend und 
dem Ausschuß für Wirtschaft, dem Ausschuß für Ju- 
gend, Familie, Frauen und Gesundheit, dem Aus- 
schuß für Forschung und Technologie und dem 
Haushaltsausschuß zur Mitberatung überwiesen 
worden. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Antrag in sei- 
ner Sitzung am 25. Januar 1989 abschließend beraten 
und mit großer Mehrheit bei zwei Enthaltungen und 
Unterstützung des Antrags durch das anwesende 
Mitglied der Fraktion DIE GRÜNEN den Antrag ab- 
gelehnt, dem federführenden Ausschuß vorzuschla- 


gen, dem Deutschen Bundestag die Annahme des 
Entschließungsantrages zu empfehlen. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Ge- 
sundheit hat den Antrag in seiner Sitzung am 22. Fe- 
bruar 1989 einmütig für erledigt erklärt. 

Der Ausschuß für Forschung und Technologie hat 
den Antrag in seiner Sitzung am 25. Januar 1989 be- 
schlossen, von einer Behandlung des Entschlie- 
ßungsantrages abzusehen, da das Gesetz, zu dem der 
Antrag gestellt wurde, bereits verabschiedet wurde. 

Der Haushaltsausschuß ist in seiner Sitzung am 
22. Februar 1989 übereingekommen, auf die Mitbera- 
tung dieses Antrages zu verzichten, da dieser keine 
haushaltsrelevanten Tatbestände enthält. 

Der Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates 
über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht 
führen, vorgelegt von der EG-Kommission, ist dem 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit mit Drucksache 11/7499 Nr. 2.17 federfüh- 
rend, ohne mitberatende Zuweisung an andere Aus- 
schüsse, überwiesen worden. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat den Antrag - Drucksache 11/2939 - in 
seiner 36. Sitzung am 26. Oktober 1988, in seiner 
42. Sitzung am 18. Januar 1989, in seiner 43. Sitzung 
am 25. Januar 1989, in seiner 44. Sitzung am 15. Fe- 
bruar 1989, in seiner 45. Sitzung am 22. Februar 1989 
und in seiner 84. Sitzung am 12. September 1990 be- 
raten, Die abschließende Beratung fand in der 
86. Sitzung des Ausschusses am 24. Oktober 1990 
statt. 

Der Entschließungsantrag - Drucksache 11/3096 - 
wurde vom Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit in denselben Sitzungen wie der 
vorhergehende Antrag beraten. Die abschließende 
Beratung fand ebenfalls in der 86. Sitzung am 24. Ok- 
tober 1990 statt. 

Der Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates 
über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht 
führen, Uberweisungsdrucksache 11/7499, ist in der 
86. Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit abschließend beraten 
worden. 

II. 

Die Koalitionsfraktionen weisen während der ab- 
schließenden Beratung darauf hin, daß mit dem vor- 
gelegten Entschließungsantrag zur Ozonproblema- 
tik die in der Enquete-Kommission „Schutz der 
Ozonschicht" entwickelten Perspektiven zu FCKW 
und Halonen als Empfehlung des Deutschen Bun- 
destages vorangebracht werden sollten. Eine positi- 
ve Äußerung des Parlamentes sei im Hinblick auf 
die Verhandlungen der Bundesregierung in Europa 
zu diesem Problemkreis zweckmäßig. Bei den in 
dem Entschließungsantrag enthaltenen Forderun- 
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gen handele es sich um weitergehende Vorschläge, 
die in den nächsten zwei Jahren einen weiteren 
Druck auf eine Verschärfung der Reduktionsziele 
verursachen. Es sei sinnvoll, diese Positionen durch 
das Parlament herauszustellen und zu fixieren. Die 
aufgest eilten Forderungen seien wesentlich weiter- 
gehender als das, was der Bundesrat hierzu beschlos- 
sen habe. Die Zielsetzungen für die im Jahre 1992 
stattfindende Folgekonferenz in London seien hierin 
bereits aufgenommen worden. Damit seien weiter- 
gehende Positionen bezogen worden, als sie bisher 
von seiten des Bundesrates gefordert würden. Der 
Antrag sei sachlich deckungsgleich mit den entspre- 
chenden Beschlüssen in der Enquete-Kommission. 
Der vorgelegte Entschließungsantrag sei mit den 
Berichterstattern der übrigen Fraktionen abge- 
stimmt worden. 

Die Fraktion der SPD bemängelt, daß der Entschlie- 
ßungsantrag in seiner vorliegenden Fassung kurzfri- 
stig vorgelegt worden sei. Dennoch sei festzustellen, 
daß die darin enthaltenen Positionen im wesentli- 
chen in der Enquete-Kommission „Schutz der Erd- 
atmosphäre" bereits von allen Parteien mitgetragen 
worden seien. Es müsse aber kritisch eingewandt 
werden, daß Produktionsverbote für die in Rede 
stehenden ozonschichtschädigenden Stoffe in dem 
Antrag nicht erwähnt würden. Die Fraktion der SPD 
erklärt in diesem Zusammenhang, daß sie diesen An- 
trag nicht als einen Ersatz für ein nationales Vorge- 
hen betrachte, sondern als eine Vorstufe hierfür und 
insofern als eine zusätzliche Forderung an die Bun- 
desregierung, sich im internationalen Bereich und 
im EG-Bereich für die hier niedergelegten Forde- 
rungen einzusetzen. Unter Berücksichtigung dieser 
Sicht könne die Fraktion der SPD dem Antrag zu- 
stimmen. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN erklärt, der vorgelegte 
Antrag stelle eine wesentliche Verbesserung gegen- 
über früheren Vorschlägen und Regelungen dar. Er 
lasse zwar den nationalen Bereich aus, schaffe aber 


die Voraussetzungen für ein nationales Vorgehen. 
Das sei als positiv zu bewerten. Zwar habe die Frak- 
tion DIE GRÜNEN in einigen Punkten weitergehen- 
de Vorschläge. Dennoch halte sie das Papier für zu- 
stimmungsfähig, weil es eine wesentliche Verbesse- 
rung gegenüber dem bisherigen Stand darstelle. Ein 
Anliegen dieses Antrages sei es schließlich, die Vor- 
aussetzungen für nationale Regelungen zu schaffen, 
mit dem Ziel, die im Verordnungsentwurf vorgege- 
benen Quoten erheblich früher zu erweitern. Die 
Fraktion DIE GRÜNEN weist ausdrücklich darauf 
hin, daß sie diesen Antrag keineswegs als Ersatz für 
ein nationales Vorgehen, vielmehr als eine Vorstufe 
für nationales Handeln sehe. Es seien hier zusätzli- 
che Forderungen an die Bundesregierung gestellt, 
sich im internationalen Bereich und im EG-Bereich 
dafür einzusetzen. So gesehen sei der vorgelegte An- 
trag zustimmungsfähig. 

Der Ausschuß kam zu folgenden Beschlüssen: 

1. Die von den Koalitionsfraktionen vorgelegte Be- 
schlußempfehlung an den Deutschen Bundestag 
wird einstimmig angenommen. 

2. Die Anträge - Drucksachen 11/2939, 11/3096 - 
werden, mit Annahme der Beschlußempfehlung, 
vom Ausschuß einvernehmlich für erledigt er- 
klärt. 

3. Der Vorschlag für eine Verordnung über Stoffe, 
die zu einem Abbau der Ozonschicht führen - 
Überweisungsdrucksache 11/7499-, wird einstim- 
mig zur Kenntnis genommen. 


Bonn, den 26. Oktober 1990 


Schmidbauer Frau Dr. Hartenstein 

Frau Dr. Segall Dr. Knabe 

Berichterstatter 
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